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AKTUELL 
Libyen klagt 

Tripolis (spk) Die von der U N O  
am 15. April verhängte Luftsperre 
gegen Libyen hat nach Angaben des 
Agrarministeriums schwere Folgen 
für die libysche Viehzucht. Die Ver­
sorgung mit Medikamenten für die 
Tiere und mit Elementen wie Kal­
zium und Magnesium werde ge­
stört. Davon sei der Erhalt der 
mehr als sieben Millionen Schafe 
und Rinder abhängig. 

Befestigungen 
Algier (spk) Die von der Polisario 

ausgerufene Regierung der West-
Sahara hat  Marokko vorgeworfen, 
mit dem Ausbau der Befestigungen 
in der  West-Sahara den Waffenstill­
stand zu verletzen. Die Bauarbeiten 
an der Mauer von Ambgala hätten 
am Mittwoch begonnen, heisst es in 
einem am Donnerstag abend in Al­
gier veröffentlichten Communiquö. 
Die internationale Gemeinschaft 
müsse diesem Verhalten, das den 
UNO-Friedensplan gefährde, ent­
gegentreten. 

Polizist erschossen 
Madrid (spk) Ein spanischer Poli­

zist ist am Donnerstag abend in der 
baskischen Stadt Irun von zwei mut­
masslichen Terroristen der E T A  er­
schossen worden. Der  Beamte woll­
te nach Angaben der Behörden die 
Personalien der beiden überprüfen, 
die ihm verdächtig vorkamen. 
Plötzlich zog einer der Täter eine 
Pistole und schoss dem 33jährigen 
Polizisten in den Kopf. E r  starb 
kurz darauf im Spital. 

Zunahme des Energieverbrauchs konnte nicht aufgehalten werden 
Die Regierung legte einen «Energiebericht - Zwischenbilanz 1992» dem Landtag vor - Forderung nach Schaffung gesetzlicher Grundlagen 

(G. M.) - Die Korfusion und Konzept-
losigkeit der Mehrheitspartei hat offen­
sichtlich auch die Energiepolitik erreicht. 
Auf der einen Seite lehnt die VU-Mehr-
heitsfraktion im Landtag einen FBP-
Vorstoss zur Schaffung eines Energie­
spargesetzes ab, auf der anderen Seite 
veröffentlicht die «Arbeitsgruppe Ener­
gie» eine Zwischenbilanz zum Energiebe­
richt, wo Regierungsrat Rene Ritter 
(VU) in seinem Vorwort die «entspre­
chenden gesetzlichen Grundlagen» für 
die Energiepolitik in der Zukunft fordert. 

Die FBP-Motion wollte der Regierung 
den Auftrag erteilen, innert nützlicher 
Frist «dem Landtag eine gesetzliche Re­
gelung über die sparsame, rationelle und 
umweltverträgliche Energienutzung in 
Vorschlag zu bringen». Ausgangspunkt 
für diesen Vorstoss zur Schaffung eines 
Energiespargesetzes bildete der aus den 
Statistiken ablesbare kontinuierliche An­
stieg des Energieverbrauchs in unserem 
Land sowie die Debatte über die Revi­
sion des Baugesetzes, die einerseits die 
Notwendigkeit von Energiebeschrän-
kungsmassnahmen aufzeigte, anderseits 
aber auch die Grenzen dieser Massnah­
men in einem Baugesetz erkennen Hess. 

Gesetz oder nicht? 
Die VU-Mehrheitsfraktion stimmte 

der Überweisung dieser Motion an die 
Regierung nicht zu, weil sie der Auffas­
sung war, das von ihr eingereichte Postu­
lat reiche zu diesem Zwecke ebenfalls 
aus. Im Gegensatz zur unverbindlichen 
Frage im VU-Postulat, ob  «als Massnah­
me zur Verwirklichung einer umfassen­

den und ausgewogenen Energiepolitik 
und zur Ergänzung des energiepolitischen 
Programms» nicht ein Energiegesetz er­
forderlich wäre, hätte die FBP-Motion 
die Regierung verpflichtet, möglichst 
rasch eine Gesetzesvorlage zu unter­
breiten. , -

VU-Fraktionssprecher Reinhard Wal­
ser bezeichnete die FBP-Forderung nach 
einem Energiespargesetz, nicht korrekt 
in sachlicher Hinsicht, aber für den eige­
nen politischen Gebrauch wohl ausrei­
chend, als «Huckepack-Politik», also als 
Aufspringen auf einen bereits fahrenden 
Zug. Allerdings sprüht das VU-Postulat 
zur Energiepolitik auch gerade von Origi­
nalität, denn bereits 1986 hatte die FBP-
Fraktion ein beinahe gleichlautendes 
Postulat eingereicht, u m  die Regierung 
zur Überprüfung des Energiekonzeptes 
aus dem Jahre 1977 zu veranlassen - die 
VU-Fraktion möchte die Veränderungen 
seit 1988 in Erfahrung bringen. 

Letztlich bleibt aber trotz dieser «Huk-
kepack-VU-Politik» die Frage, ob es nun 
zu einem Energiegesetz kommt oder 
nicht. Solange jedoch die Regierung kei­
nen konkreten Auftrag erhält und Regie­
rungsrat Ren£ Ritter (VU) im Zwischen­
bericht zum Energiebericht lediglich über 
die Notwendigkeit eines Energiegesetzes 
philosophiert, darf wohl kaum eine Ge­
setzesvorlage gemäss FBP-Vorstoss er­
wartet werden - zumindest nicht mehr 
vor den Wahlen, wie die Reaktionen ein­
zelner VU-Abgeordneter bei der Be­
handlung der Energiebeschränkungen im 
Baugesetz vermuten lassen, die sich 

mächtig für die «Freiheit für Energiever­
brauch» ins Zeug legten. 

Energiepolitische Schwerpunkte 
Die Regierung hat nun, offensichtlich 

in grosser Eile nach der eher peinlichen 
Auseinandersetzung um die FBP-Ener-
giemotion, die Zwischenbilanz der Ener­
giearbeitsgruppe sowie einen zusätzlichen 
Bericht über die energiepolitischen 
Schwerpunkte veröffentlicht. Diese 
Schwerpunkte nehmen sich wie eine Fort­
schreibung der bisher geforderten Mass­
nahmen aus, wie etwa die verstärkte Zu­
sammenarbeit zwischen Land und Ge­
meinden, die überregionale Zusammen­
arbeit mit dem Bundesland Vorarlberg 
sowie den umliegenden schweizerischen 
Kantonen St.Gallen und Graubünden, 
die Verschärfung der Energievorschriften 
des Baugesetzes. 

Solche Schwerpunkte waren schon im 
Energiekonzept von 1977 festgelegt, doch 
fehlte in der  Zwischenzeit die Umsetzung 
in der Praxis, wie auch die Arbeitsgruppe 
für Energiefragen einmal kritisierte: «Ein 
Jahrzehnt später ist dazu festzustellen, 
dass die Umsetzung des Energiekonzep­
tes durch Zuweisung bestimmter Aufga­
ben an die Ämter nur unvollkommen er­
folgt ist.» Und weiter nach einer Über­
prüfung der  Zielsetzungen nach ihrer 
Umsetzung in der Wirklichkeit: «In Be­
rücksichtigung des bisherigen sei festge­
stellt, dass es nicht genügen kann, nur 
Entscheidungsgrundlagen zu liefern: Es  
müssen auch die Entscheidungen fallen 
und deren Verwirklichung muss er­
folgen.» 

Kann Liechtenstein neue Wege in der Drogenpolitik suchen? 
Die VU fordert den Außau  eines offenen Kommunikations- und Organisationsnetzes in der Drogenpolitik - Schaumschlägerei oder Perspektive? 

(G.M.) - Die grosse Debatte über die 
Drogenpolitik in unserem Land gehört 
der Vergangenheit an, nachdem der 
Landtag das Drogenkonzept zur Kennt­
nis genommen hat. Bevor die Regierung 
aufgrund dieses Konzeptes die notwendi­
gen Schlussfolgerungen gezogen und 
Massnahmen in die Wege geleitet hat, 
reichte die VU-Fraktion im Landtag be­
reits eine Interpellation zur Drogenpoli­
tik ein, in deren Zentrum der Aufbau 
eines Kommunikations- und Organisa­
tionsnetzes zur Drogenbekämpfung und 
Drogenprophylaxe steht. 

Anlass für die VU-Interpellation bildet 
die Zielsetzung, die «gesunden Mitbürge­
rinnen und Mitbürger vor der Gefahr der 
leider zunehmenden Suchtgefahr zu 
schützen». Nachdem die verschiedenen 
Varianten von Drogenpolitik in den um­
liegenden Ländern, von der harten Re­
pression bis zur Freigabe der Drogen, 
nicht die erhofften Wirkungen zeitigten, 
geht die VU-Fraktion von der Annahme 
aus, dass «für unsere Verhältnisse neue 
Wege der Prophylaxe und des Schutzes 
gesucht und umgesetzt» werden könnte. 
Die Überschaubarkeit der Verhältnisse 
sollte es möglich machen, so die Argu­
mentation der VU-Interpellation, neue 
Wege zu finden. 

Die Mitglieder dieses Kommunika­
tions- und Organisationsnetzes, lautet die 
Begründung des VU-Vorstosses, müssten 
einerseits aufklärend wirken, im kleinen 

Kreis, im Quartier, im Verein, im Betrieb 
und anderseits Gefährdete vor der Sucht­
gefahr schützen und mithelfen, den Dro­
genhandel in unserem Land zu unterbin­
den. Möglicherweise liegen der  Idee die­
ses Systems recht lautere Gedanken zu­
grunde, doch kann die Gefahr nicht von 
der Hand gewiesen werden, dass hier ein 
System aufgebaut werden soll, das an­
derswo als Stasi-System recht seltsame 
Blüten trieb und mancherlei Probleme 
,bei der  Zerschlagung bietet. 

Interessant sind die Fragen, die mit der  
Interpellation der  VU an die Regierung 
gerichtet werden. Zuerst wird die Idee 
eines «offenen Kommunikations- und Oi'-

ganisationsnetzes» propagiert und dann 
wird die Regierung gefragt, wie ein sol­
ches System aufgebaut werden könnte. 
Ferner die Anfrage, wie der Handel von 
Drogen «entscheidend» unterbunden und 
wie das «Zusammenwirken der staatli-, 
chen und kommunalen Schutzkräfte» ver­
bessert werden könnte. Hier wird die Re­
gierung in ihrer Antwort zuerst definie­
ren müssen, was denn in unserem Land 
«staatliche und kommunale Schutzkräf­
te» überhaupt sind. 

Ohne einen direkten Vergleich anstel­
len zu wollen, drängt sich bei dieser V U -
Interpellation doch der Gedanken an das 
«Allerweltspostulat» auf, mit dem V U -
Abgeordnete 1989 verlangten, ein «Kon­

zept für die langfristige Ausrichtung der 
liechtensteinischen Politik in allen wichti­
gen Bereichen wie Gesellschaft, Bevölke­
rung, Aussenbeziehungen, Wirtschaft, 
Arbeitsmarkt, Verkehr, Raumplanung, 
Umweltschutz, Landwirtschaft etc.» zu 
erstellen. Dieses beinahe unmögliche Un­
terfangen soll nach einer Ankündigung 
von Regierungschef Hans Brunhart «im 
ersten Halbjahr 1992 dem Landtag» als 
Bericht zugeleitet werden. Vielleicht hat 
in diesem Bericht, der verlangt wurde, 
weil nach VU-Auffassung der «Blick für 
das Ganze verloren» gegangen ist, die 
Drogenpolitik mit dem Aufbau eines sta-
si-ähnlichen Kommunikations- und Infor­
mationsnetzes auch noch Platz. 

Aushau der Infrastruktur als bedeutendste Aufgabe 
VOLKSBLATT-Serie über die Voranschläge 1992 der elf Liechtensteiner Gemeinden - Heute mit Vaduz 

illion 

Politisch diskutieren? 
Die «Arbeitsgruppe Energie» kommt 

in der nun veröffentlichten Zwischenbi­
lanz zu ähnlichen Schlussfolgerungen, 
wenn auch in etwas vornehmerer und der 
sonst üblichen, unverbindlichen Schreib­
weise. Ein besonderes Augenmerk möch­
te die Arbeitsgruppe, wie es in den 
Schlussfolgerungen heisst, der «staatli­
chen Förderung von Energiesparmass-
nahmen beimessen.» Konkret heisst es 
dazu weiter: «Dies betrifft insbesonders 
die Sanierung des Altbaubestandes be­
züglich Haus-, und Bautechnik sowie die 
Förderung erprobter Alternativenergien 
wie beispielsweise im Bereich der Warm-
wasseraufbereitung durch Sonnen­
energie.» 

Zu diesem Themenbereich vertrat die 
Regierung vor zwei Jahren freilich eine 
andere Auffassung, als sie über ein FBP-
Postulat zur Prüfung «steuerlicher Anrei­
ze und Entlastungen für Umweltschutzln-
vestitionen» einen Bericht an den Land­
tag verfasste. In Ablehnung der gemach­
ten Vorschläge zur Subventionierung be­
stimmter Anlagen erklärte sie katego­
risch, dass «angesichts der  Dringlichkeit 
der  anvisierten Zielsetzungen» verstärkt 
das Regelungsprinzip treten müsse, da  
«anzustrebende Verbesserungen nicht 
mehr über freiwillige Leistungen mit 
staatlicher Förderung, sondern vielmehr 
mit strengeren gesetzlichen Bestimmun­
gen erreicht werden müssen.» 

Einen gutgemeinten Ratschlag gab die 
«Arbeitsgruppe Energie» in ihrer Zwi­
schenbilanz ab. Sie erwarte, gab sie im 
letzten Abschnitt des Berichtes zu verste­
hen, dass die aufgezeigten energiepoliti­
schen und umweltwirksamen Konzepte 
und Massnahmen in nächster Zeit  «poli­
tisch diskutiert» und zielstrebig umgesetzt 
werden. Diese Erwartung drückte eine 
Energie-Arbeitsgruppe bereits 1977 aus, 
doch musste Regierungsrat Ren6 Ritter 
(VU) feststellen, dass es nicht gelungen 
sei, die Zunahme des Energieverbrauchs 
und die Umweltbelastung zu mindern. 
Vielleicht könnte etwas erreicht werden, 
wenn nicht «politisch diskutiert», sondern 
einmal sachlich diskutiert würde. 

Illegale Einwanderung 
in die Schweiz stoppen 

Bern (AP) Die SVP will illegal Einge­
reiste nicht mehr zum Asylverfahren zu­
lassen und den gesamten Lohn von Asyl­
bewerbern staatlich verwalten lassen. Zu­
dem sollen deren Beschwerde- möglich-
keiten eingeschränkt werden. Mit ihrer 
ersten Volksinitiative möchte die kleinste 
Bundesratspartei die illegale Einwande­
rung stoppen und den Status des Asylsu­
chenden unattraktiv machen, wie SVP-
Fraktionspräsident Theo Fischer (AG), 
am Freitag zum Start der Unterschriften­
sammlung erklärte. 

Die Aufwendungen fü r  Aufgaben beim Ausbau der Infrastruktur beherrschen in diesem Jahr das Investitionsbudget der Gemeinde 
Vaduz. Nahezu ein Drittel des gesamten Investitionsvolumens von 20 Mio. Franken geht voraussichtlich f ü r  den Bau, die 
Sanierungen und für  Korrektionen von Strassen und Wegen, für  Kanalisationen und Abwasseranlagen sowie f ü r  die Wasserversor­
gung auf. Für Hochbauten sind rund 1,2 Mio. Franken budgetmässig berücksichtigt worden. Näheres zum Vaduzer Voranschlag 
1992 a u f  Seite 5. (Bild: Brigitt Risch) 
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